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Sachgebiet 8 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Urbaniak, Glombig, Dr. Nölling, Buschfort, Frau Schlei, Kratz, 
Krockert, Sander, Schluckebier, Schmidt (Kempten), Hölscher 
und der Fraktionen der SPD, FDP 

betr. Ausländerbeschäftigung 


Die Zahl der ausländischen Arbeitnehmer in der Bundesrepublik 
Deutschland ist in den letzten Jahren bis zum Anwerbestopp 
ständig und rasch angestiegen. Dadurch ist teilweise, vor allem 
in Ballungsgebieten, die soziale Infrastruktur überbelastet. Das 
Bundeskabinett hat sich deshalb am 6, Juni 1973 für eine sozial 
verantwortliche Konsolidierung der Ausländerbeschäftigung 
ausgesprochen. Das Interesse an der Beschäftigung ausländi- 
scher Arbeitnehmer solle mit den Notwendigkeiten ihrer ange- 
messenen Eingliederung in Einklang gebracht werden. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen des 
am 23. November 1973 beschlossenen Anwerbestopps? 

2. Welche konkreten Eingliederungsmaßnahmen sind bisher 
durchgeführt bzw. eingeleitet worden? 

3. Hält die Bundesregierung an dem Grundsatz fest, daß kein 
legal beschäftigter Ausländer gezwungen werden soll, in 
sein Heimatland zurückzukehren? 

4. Sind Kriterien für die Zulassung ausländischer Arbeitneh- 
mer in Ballungsgebieten ausgearbeitet worden? 

5. Ist beabsichtigt, Ländern und Gemeinden ein Mitsprache- 
recht über Umfang und Grenzen der Ausländerbeschäfti- 
gung einzuräumen? 

6. Ist sichergestellt, daß die vom Arbeitgeber bereitgestellten 
Unterkünfte Mindestanforderungen genügen und deren 
Einhaltung überwacht werden kann? 

7. Sind die angekündigten Maßnahmen für eine wirksamere 
Bekämpfung der illegalen Beschäftigung ausländischer 
Arbeitnehmer bereits eingeleitet worden? 
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8. Konnte bereits eine Einigung zwischen der Bundesregie- 
rung und den Landesregierungen über die beabsichtigte 
Verfestigung des aufenthaltsrechtlichen Status der Aus- 
länder bei längerem Aufenthalt erzielt werden? 

Welche Regelungen wurden vereinbart bzw, werden von 
der Bundesregierung angestrebt? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, die Einbürgerung durch 
Abbau langer Bearbeitungszeiten und durch eine sozial ver- 
tretbare Gebührenregelung zu erleichtern? 

9. Werden in den Fällen, in denen Arbeitserlaubnisse unter 
arbeitsmarktpolitischen Gesichtspunkten überprüft werden, 
auch die sozialen Belange der ausländischen Arbeitnehmer 
berücksichtigt und ihre Rechte aus der Arbeitslosenver- 
sicherung gewahrt? 

10. In den Leitlinien der Ausländerbeschäftigung geht die Bun- 
desregierung davon aus, „daß die Probleme der Ausländer- 
beschäftigung dauerhaft im europäischen Rahmen zu lösen 
sind". Gibt es Ansätze für eine europäische Initiative in 
diesem Bereich? 

11. Der Anwerbestopp hat bei den Ausländern eine gewisse 
Unsicherheit über die Möglichkeiten ihres weiteren Ver- 
bleibs im Bundesgebiet ausgelöst. Viele sind über ihre 
Rechte noch zu wenig informiert. 

Hat die Bundesregierung deshalb ihre Maßnahmen im Be- 
reich von Information und Betreuung verstärkt? 

12. Welchen Stand haben die Bemühungen um eine Intensivie- 
rung und Verbesserung des Sprachunterrichts? 


Bonn, den 20.Mai 1974 
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